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In Sachen

der Allgemeinen Ortskrankenkasse für den Ennepe—Ruhrkreis
: in Schwelm, Untermeuerstr‚ 9,

‘ Beklagten und Rev1310nsklägerin,

gegen

die Witwe Pauline 'B u d d e b e r g , Schwelm, Schützen—
straße 20, als Rechtsnachfolgerin des verstorbenen prakt.
Ar2tes Dr. med, Rudolf Buddeberg,

Klägerin und Revisionsbeklggte,

Beigeladenez l ) Bundesanstalt für Arbeitsvermitilung und
' Arbeitslosenversioherüng, Nürnberg, Frauen—

tOI'8raben 33 — 35,
2 ) 'Bundesversicherungsanstalt für' Angestellte

in Ber11n—W11mersdori‚ ■uhrstr 2‚_

3°)

het-der 3. Senat des Bundeseozialgerichts am 7. Februar 1956

- un%er mitwirkung des -
Senatspräsidentgn'Prof;_DrQ B o gjs

als VorSitzenüen‚

; und der Bundesrichter, f=R i c h t e r _

_.
' und ' ’

_
' ar» L a’n g_k e i t

—besohl°ssén:' ‘ ‘

_1o)'Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozial—
gerichte Nordrhein—Wes■falen vom 7. September 1954 wird als
unzulässig vezworfen. . v

2 ) Die Beklagte hat der Klägerin die außerger10ht110hen
Kbéten‘

des Revisionsverfahrens zu erstattenoi‚xq "
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3„) Die Gebühren für die Berufstätigkeit äes Rechtsanwalts
Dr„ Hausmann werden auf DM l75.—— (in Worten: einhundert—

undfünfundsiebenzig).festgesetzt„

Der praktische Arzt Dr‚ med. B ' in Schwelm beschäftigte
während einer Erkrankung, die e£mM ch bei der Wehrmacht zuge—

«zogen hatte, in der Zeit -vom 1 Mai 1949 bis zum 1. Juli 1951

die ap@robierte Ärztin Dr, Gerda M. +; die—Beigeladenezu 3;)‚
in seiner Praxis als Arztvertréterin. Die beklagte Krankenkasee‚
sah dieses Beschäftigungeverhältnie als versieherungspfiichtig

_
an und zog Dr. E ,

_;aur Zahlung von Sozialversieherungebei— '

"trägen heran. Dr. £imwwr; :; der im Laufe des Revieionsverfäh—

}
rens gestorben ist und äe„<een Witwe das Verfe hren als Rechtee
nachfolgerin aufgenommen hat, lehnte die Zahlung der Beiträge ab
uhd beantragte im April 1951 die Entscheidung des Versicherungs—

emts des Ennepe—Ruhrkréisee in Schwelm. Der Vorsitzende des Ver—

sicherungeamts bejahte durch Vorentecheidung vom 26. Februar
„„1952 die Versiehe1ungspflicht und stellte fest, daß Dr. B

‚_
A'“

zur Nachentri.chtung der Beiträge verpflichtet sei. Hiergegen
legte dieser-rechtzeitig Beschwerde ein, die das Oberversiche—

rungsamt (OVA.) Dortmund — Spruchkammcr für Kränkenversicherung
»

durch Entscheidung vom 3%! März 1953 zurückwiee. Gegen diese Ent—

scheidung erhob Dr‚ 24 “MM“w<am14„ August 1953 Klage beim Lan—
désverwaltungsgericht (LVerwGer.) Gelsenkirchen mit.dem Antrage,
<iieam25. Juli 1953zugestellte Entscheidungdesowx.vom31.
März 1953 und die ihr zugrunde liegende Vérfügung der beklagten

*K1ankenkasse aufzuheben. Nach Inkzafttreten des Sozialgerichts—_
vgesetzes (SGS) hat das LVerwßer- Gelsenkirchen die Streiteeche.

gemäß@215 sähe.7 seew des Lendeseczielgericht (LSGer.) Nord.——
rheih—Weétfalen ebgegebeh. Dieses hat nach Beiledung der Bundes—‘

enstelt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenvérsicherung- ’
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(B£Arb.)‚ der Buhdesversicherungeanstalt für Angestellte (BfA.)

und der Ärztin Dr. Miethe durch Urteil VÖM 7. September 1954
unüer Abänderung der Entscheidung des OVA. Dortmund vom 31.März

1953 und unter Aufhebung der Entscheidung des Vorsitzendeh des
Versicherungsemts vom 26. Februar 1952 festgestellt, daß die
bei Dr. B in der Zeit vom 1. Mai 1949 bis zum 1. Juli\

1951 als Arthertréterin tätig geweséne Beigeladene
zu 3.) der

Versichefungépflicht "zur Sozial— und Arbeitelosenversicherung"

nicht. unterliege, und daßDr. e nicht verbflichtet-sei,
für sie.Beiträge zu entrichten} '} ‘ '

II,
._

Gegen'dieses Urteil, das der beklagten Krankedkasäe am
27L0kto-

ber l95492ugeetellt wurde, hat diese durch den vom
Versitzenden‚_l

des Vorstandes bevollmächtigten-Assessor (jetzt Verwaltungsrat)»

‘
RamschvomVerband der Ortskrenkenkaesen Westfalen—Lipperecht— '
zeitig Revision eingelegt mit dem Antrage, unter Aufhebung des

‘engefochtenen Urteile die Berufung des Revision sbeklagten gegen'
die ■ntscheidung des früheren OVA Dortmund vom 31 März 1953

zurückzuweisen. ' - _

Zur.Begründung_der Revision hat die Beklagte geltené gemacht,"

das angerechtehe Urteil beruhe auf.einem Verfehrensmangél; &as
L$Ger._h3be‚verkannt, daß es_2u einer Entscheidung in der Sache
selbst nicht .befugt gewesen Sei; de es sieh um einen Altfall im

Sinne des " 214 SGGgehandelt habe, aus 5 214 Abs. 1 3.3.0. er—
gébe sich aber, daß die Berufung in Angelegenheiten der Kranken—

versicherung ausgeschlossen sei. Das angefochtene Urteil — so

führt die Beklagte weiter aus —
beruhe auch in matex‘ieller Hin—-

sicht auf einer unrichtigen Gesetzesenwéndung; bei Prüfung der

für die Beurteilung der Vereicherungspflicht maßgebenden Wei—

sungsgebundenheit der Arztvertretérin sei dém‚Vorderrichter in»

s0weit ein Denkfehler unterlaufen, als er auf die tatsächlich’

erteilten Weisungen und nieht'euf die Befugnie des ffüheren Klä—

gers zur Erteilung von Weisungen.ebgeeüellt habe, auf die_ée
_allein enkomme. Das LSGer. sei auch von der Grundeätzlichen Ent—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


scheidung Nr. 3792 des Reichsversicherungsamte (RVA.) (AN. 1930

3. IV 303) abge■icheh, des bei einem im Hauptberpf bei einem
Versotgungsamt tätigen Vertragserzt die persöhliöhe Abhängigkeit

anerkannt habe, obwohl der Arzt in seinem irbéitegebiet bei der
Vornahme von Unter suchungen und der Abgabe von Gutachten nach

seinem fachlichen—und wissenschaftlichen Ermessen habe vorgehen

können, ohne durch den die Aufsicht führenden leitenden Arzt des

Amtes beechränkt‘zu seinl‘Deä LsGer. sei insoweit von einer grund»
‚? sä.tzlichen Entscheidung des EVA. ebgewichen und hätte deshalb die

Revision nach_5 162 Abs. 1 Nr. 1 2.Helbsatz SGG<zulessen müssen.

Die Klägerin hat beantragt, die Revision als unzulässig zu ver—
werfen°

Die Beigelaienen haben im Revisionsverfehren keine Anträge ges
stellt. Die BfA„ hat erklärt, daß sie sich durch des angefochte—

ne Urteil im Ergebnis nicht beschwert fühle. Sie hat jedoch aus»

geführt, da3 nach ihrer Auffassung .das Berufungsgericht zu einer
sachlichen Entscheidung nicht mehr berufen gewesen sei, weil nach

5‘dembis zum 31. Dezember 1953 geltenden Recht das OVA. im Beitrags—
streit endgültig entschieden habe (5 405 Abs. 2 Reicheversiche—
rungeordnün3 (RVG), 5 194 Abs. 1 Angestelltenversicherungsgeéetz

(AVG»; der allgemeine Verwaltungsrechtsweg sei mangels der Voraus—

setzungen'des_é 27 Buchst. c der Militärregierungeverordnung '
.(MRVO)Nr. “65'unaulässig gewesen; deshalb handele es sich um

_einen Altfa].l im Sinne des 6 214 SGG,es sei jedoch zweifelhaft,

ob die Revisi0n sich insoweit auf einen wesentlichen Verfahrens—
mengel im Sinne äes 5 162 Abs. 1 Nr; 2 SGGberufen könne.:

„

III°

Die von dem Prozeßbevollmächtigten der Klägerin geäußerten Be—
denken, die sich auf die Ve1tretungsbefugnis des jetzigen Ver

'Nweltungsrats R “ vom Vezband der Ortskrankenkassen Nestfelen—
_Lippe beziehen; sind nicht begrändet. Nach 5 166 SGG müssen sicn„
‚_die Beteiligten, sbweit es sich nicht um Behörden oöer Körper» %

schaften bzw. Anstalten des öffentlichen Rechts handelt, vor dem
Bundessozielgericht (BSGer.) durch Prozeßbevollmächtigte vertre—

"£{F5-
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ten lassen. Der Zwang, sich durch eine der in ä-166 Abs. 2 bzw.

'5 217 SGGgenannten Personen ver dem BSGer. vertreten zu lassen,
betrifft aber, wie der Senat in dem Urteil vom 25. Januar 1956 _
3 RK 49/55 — ausgesprochen hat, nicht Behörden und Körperschaf—

ten des öffentlichen_■echts soWieAnstalten des öffentlichen
Rechts. Da die beklagte AOK eine Körperschaft des öffentlichen

Rechtsist, bestehtsomitfür sie für.des Verfahrenvor dem
.BgGer. kein Vertretungszwang. Sie wird nach 5 6 Abs. 1 des
Selbstverweltungsgesetzes (SVG) von ihrem Vorstand,-der die
Stellung eines gesetzlichen Vertreters hat, gerichtlich und -
außergerichtlich vertreten. Soweit es sich um die Führung laufenfi

der Verweltungsgeséhäfte des Versicherungsträgers handelt,_Ver—

tritt ihn der Geschäftsführer gerichtlich und außergerichtlich
(5_8 Abs. 4 SVG). Dies schließt nicht aus, daß der Versiche—

rungsträger als Beteiligter in Rechtsstreitigkeiten vor den Ge—

richten der Sozialgeriéhtsbarkeit eine brozeßfähige Person (vgl.

5 73 Abs. 1 SGG)mit seiner Vertretung beauftragt. Die Vertre—
tung durch Mitglieder-oder Angestellte der in 9 166 Nr. 2 a.a.0.

genannten Verbände kommt für eine Körperschaft oder Anstalt des
öffentlichen “echte, sofern sie nicht etwa als Arbeitgeber am.
Verfahren beteiligt ist; grundsätzlich nicht in Betraeht. Sie

_wirä sich deshalb in der Regel vor dem_Bscer. durch einen ihrer

Beamten oder Angestellten vertreten lassen, kann aber mit der
Prozeßführung außer Rechtsenwälten oder Verwaltungerechtsräten

grundsät2110h auch andere prozeßfähige Personen, so auch Ange—

stellte„eines Verbandes von Versicherungsträgern, beauftragen.

.
Gegen die Rechtmäßigkeit der Einlegung der Revision durch den

bei dem Verband der Ortskrenkenkaseen Westfalen—Lippe tätigen

Assessor (jetzt VerWaltungsrat)‘Remsch bestehen daher keine Es—

denken. ‘

!

IV°

--Des LSGer. hat die Revision gegen das Urteil nicht zugelassen.

‚.eegen die Entscheidungdes L3Ger. über_die Zulassungder Revi—
*sion ist im Sozialgerichtsgesetz kein Rechtsmittel gegeben. Das

BSGer. ist daher an die Entscheidung des LSGer. über die Nicht—

? ig;
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zulaésung der Revision gebunden. Die Nichtnulassung der Revi—

sion kenn_auch wrundsätzlich nicht 313 wesentlicher Verfahrens—

'mangel im Sinne des 5 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG angesehen werden.,=„
' Hat das LSGer. von der Zulassung der Revis1on abgesehen, weil *

es der zu'entecheidenäen Rechtsfrage—keine grundeätzliehe Be—
deutung beigelegt hat, so handelt es sich, auch—Wenn die

grundsätzliche Bedeutung zu Unrecht verneint wurde, nicht um
eine mazegelhafte Durchführung des Verfahrens » error in proce—
dendo w, sondern um einen Mangel in der rechtlichen Beurteilung

— e1ror 1n 1udicando'— (vgl. Urteil des 7. Senats des BSGer..

vom
23.11 1955 —? RAr 30/55 —und des 1. Senats dee B$Ger. vom

‚ 29 11.1955 — 1 RA 15/54 —). D1e von- der Beklagten wegen der
N1chtzulassung der Revision erhobene Vérfahren3rüge greift da—

her nicht durch._ " ““

Im übrigen liegt auch eine„Abweiehun3 von der Grundsätzlichen

EntscheidungNr. 3792des RVA.(AN. 193o_s.IV 303) nicht vor,
weil die Ent50heidung des RVA.nicht die hier zur Erörterungf
stehende Frege*äer Versieherungepflicht des VertreterS—einee
Pr1Vaterztes betrifft, sondern sich mit der Versicherungspflicht
eines im Häuptberuf bei einem Versorgungeamt tetigen Vertrags

sites befaßt.- “ "
\

\

’ V.
[’Es

war daher zu prüfen, ob
d1De'

weitere Rüge
der

Beklagten, das *

LSGer. habe zu Unr.eeht eine Entscheidung in der Sache getroffen

weil es sich um einen Altfe11' in Sinne des 5 214 SGGgehanäe1t

1 habe, durchgr.eift Würde das Berufungsger1cht an »Stelle eines 7
Prozeßurteils

zu Unrecht ein Sechurteil g.efällt haben, so w-ürde

äiee einen wesentlichen Mangel dee Ver£ehrens im Sinne des 5 162

Abs. 1 Nr. 2 SGG darstellen. Der Meinung der beigeledenen BfA.‚

‚eaß unter Verfahrensmänge111n Sinne die9er Vorschrift im allge—

‚meinen nur die in 5 551 Z?O au£geführten Gesetzesverletzungen

zu Verstehen seien, kann nicht be1getreten werden. Zwar begrün—

den Verstöße dieser nrt. die unwiderlegliche Vermutung dafür,
daß das Urteil anf einer Geeetzesverletzung bernht. Es handelt

sich hier um'Veretöße gegen fundamentale Prozeßgrundeätze, bei

—7+
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denen aber der Beweis, daß ohne ihre Verletzung andérs'ent—

schieden Worden wäre, häufig unmöglich ist (vgl. Stein —
Jonas — Schönke‚ 18. Aufl., Anm. I, 1 zu)5 551 ZPO). Der Eee
griff "wesentlicher hangel des Verfahrens" im Sinne des 5 162

Abs. 1 Nr. 2 SGGist weiter Zu fassen. In Anlehnung an die
Rechtsprechung des Reichegerichts wird man als wesentliche Vers
fahrensmängel adch diejenigen Mängel ansehen müssen. die.eine

Verletzung unVeTrückbaref Grundlagen des Verfahrens darstellen'

(vgl. acz. Bd. 94 s. 13). Nach der Réchtsprcchung dee—BVA.liegt
ein wesentlicher Verfahrensnengel dann v0r‚ wenn das Gericht

eine zum Schutze öffentlicher Intefessen"erlassene zwingende
Vorschrift Verletzt hat (vgl. Grundsätzliche Entsoheidung_des
Größen Senats des RVA.‚ AN. 1922 S. 179). Im sozialg€richtlichen

Verfahren wird man daher grundsätzlich die Verletzung einer

zwingenden verfahrensvorschrift, die aus
rechtsstaatlichen Grüne

den im öffentlichen Interesse erlassen ist, als wesentlichen
Verfehrensmangel im Sinne des 5 162 Abs. 1 Nr. 2 SGGanSehen
müssen. Die unzulässige sachliche Prüfung einer nach verfahrehs—

rechtlichen Vorschriften nicht nachprüfberen Entscheidung durch
. das Berüfung$gericht würde mithin einen Verfahrensmangel in die—

>sem Sinne darstellen (vgl. auch Urt. des 4. Senats des BSGer.

' v.27.10.1955—4 R; 105/54- undnez.ea.161s. 219).i7

,
VI.

Die von der Beklagten erhobene Verfahrensrüge ist aber nicht

achiüseig,-weii des Leser. die Entscheidungdes eva. vom31.
März 1953 zu Recht sachlich geprüft hat. Die Streitseche‚ bei der.

es sich um die Frege der Versicherungepflicht einer Arztvertre—

térin handelt, wa1 durch Erhebung der Anfechtungsklage gemäß

@@22, 23 mRvo Nr. 165 über die Verwaltungegerichtsberkeit der
britischen Zone beim Lendesverweltungsgericht Gelsenkirchen

'rechtshängig geworden. Da die Streitigkeit eine Angelegenheit des
..5 51 SQG.beirifft‚ nämlich einen öffentlich—rechtlichen Streit

in Angelegenheiten der Sozialversicherung; ging die beim Inkraft—
treten des_SbZialgerichtsgesetzeé‘bei.einem allgemeinen Verwal—

tungsgericht des-ersten Rechtszüges anhängige Sache als Berufung

auf_desL3Ger.über (5 217Abs.7_SGG).Nachderausdrücklichen
._3_üi?JLaw – Gesetze und Urteile
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Vorschri■t des 5 215 Abs. 7 Halbsatz 2 SGGrichtet sich.dié Zu—
lässigkeit der Berufung nach diesem Gesetzt_■ie’der.&xmtbaeim

31sä,

nem
Urteil vom 16. Juni 1955 (BSGer. Bd. 1 S, 82) ausgeführt hät,

können unter den nach @ 215 Abs. 7 bzw. Abs. 8 SGG anzuwendenden

“Vorschriften nur diä.allgemeinen Vorschriften des Soßielgerichts—

_
gesetzes über die Berufung, nämlich die 55 143 ff. SGGverstan—

‚den werden, nicht dagegen die für "nltfälle" geltenden besonde—
ren Vorschriften des5 214sec über die beschränktzulässigeEin—
legung von Rechtsmitteln. Die Prüfung der Übergengsfälle des

5 215 SGGunter M1tbezückgichtiguhg der für "Altfälle" geltenden
einschränkenden Vorschrift des 5 214 a. a. 0. würde dem Sinn der ge—

‘
setzlichen Regelung widersprechen, Denn die 55 214-und 215 3@G

Lerdnen unterschiedliche Gruppen von Fällen nach verschiedenen Gé—

sichtspunkten; mit dieser unterschiedlichen Ordnung der beiden

Gruppen wäre es nicht vereinbar, "rechtehängige Sachen" im Sinne

. des 5 215 SGG hinsichtlich der Zulässigkeit eines Rechtsmittele

nach den ganz anderen Grundsätzen des & 214 zu behandeln. Hatte

_
ein Beteiligter auf Grund der Vorschriften der MRVONr. 165 gegen
eine Entscheidung des OYA. den Rechtsweg zu den allgemeinen Ver—
waltüngsgerichten beechritten und war die Sache z.Zt. des Inkraft—

tretens des.Sozialgerichtegesetze3 damit bei einem der in 5 215
'ÄMs. 6 —b:-s9 SGG genannten Gerichte rechtshängig, so bestimmt

diese Rechtshängigkeit das weitere Verfahren. Dieses richtet sich
_Vm1thin a lein nach @215, nicht aber nach 5 214 $GG.

Eem steht auch nieht
entgegen,

daß das OVA. näch £ 405 Abs. 2. RYE

@194Abs. 1 AVGendgültig zu-entecheidennette. De1.Klägérhatte
gegen diese En.tscheidung Anfechtungskleée beim Landesverwaltungs—

gé1icht Ge1eenkirchen erheben, des nach 5 22 MRVONr. 165 "über

_
d1e Anfechtung von Vezwe1tungsakten sowie über andere Stre1tig—

keiten des öffentlichen Rechts" zu entscheiden hat. Die Gerichte
der allgemeinen Verwaltungegerichtsbarkeit in der britischen Be—
satzungsnone hatten die OVÄ. teilweise als besondere Verwaltungs—
ge1iéhte anerkannt, ihnen aber te1lweise nur den Charakter von

“ Yenwal»u.gcoencrden zuerlcennt (vgl. Sammlung der Entccheidungen

der OVerwGer. Münster und Lüneburg Bd. 4 S 11 —0VerwGer._„_
Münster -; Bd. 5 s. 266, 276, 277, 359, 362 - 0Ve1wGer. Lüne—
burg —)‚ worauf auch die Begründung zu 5 154 des Entwurfs einer

\ : ‘ : ' „c...
..—\ . ; ' \ .;

\

\
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‘Sozielgerichtsoränung (Vgl. Bundestagsäruck330he, l.Wehlperiödev»'

Nr. 4357) hinweist. Die Übergengevorschriften der 5ä-214.if. SGG„
können daher nur unter Berücksichtigung der zer9plitterten und “

'unsicheren Rechtslage nach 1945 ausgelegt werden. Wenndas So—
‘zialgeriehtsgeeetz vorechreibt; daß die bei seinem Inkrafttre—

ten in Angelegenheiten des 5 Sl_bei den Gerichten der allge—
meinen Verwaltun39gerichtsbarkeit rechtshängigen Sachen auf des _

L8Ger "als Berufhng" übergehen, so sollte damit nach Au.ffas—
Asung des Senats klangestelit werden, daß alle diese nunmehr zur
Zuständigkeit der Sozia}gerichte gehörenden Streitigkeiten ohne

Rücksicht auf die Zulässigkeit dee Verfahrens vo; den allgemei—

nen Verwaltungsgerzchtep_;m Sinne einer vereinfachenden Rege—

lung als Berufungsverfenren im Sinne des Sozialgeriehtsgeeetzee

“anzusehen und nunmehr nenn den Vorschriften über die Berufung

im sozialgerichtlichen Verfahren weiterzufuhren sind (vgl. auch

Urteil des 4 Senats vom 27 10.1955 * 4 RJ 105/54 ).

Das L8Ger. hat deshalb im vorliegenden ?alle, in
dem

der ver—
‘

storbene Ehemannder Klägerin gegen die Entscheidung der Spruch;
kammer &ee OVA. rechtzeitig Anfechtungsklage beim LandeSVeral-
tungegeriéht erhoben hatte, die Zulässigkeit der Berufung zu

.Recht bejaht; denn es handelt sich um einen Streit über die Verj"
sicherungspflieht, bei demdie Berufung nach 55*144 bis 149 see
nicht ansgeschloseeh ist. selbst wenn man annehnen wollte, daß
der Änspruch»auf Entrichtung von Versioherungsbeiträgen ale An—

spruch auf wiederkehrende Leistungen im Sinne des % 144 Abs. 1

Nr. 2 SGG anzusehen sei‚wäre die Berufung auch nach dieser Ver—
8ehri£t nicht ausgeschlossen gewesen, weil Beiträge für einen
zeitraum

von mehr als dreizehn Wochen im Streit befangen sind.‘

_ _ . .
' VII?

‚. ‚ ,
-Wenndie-Beklagte schließlich geitend_macht‚'eemVorderrichter
sei bei Prüfung der für die Beurteilung der Vereiéherungsbflicht

maßgebenden Weisungegebundenheit-der-Beigeledenen zu 3. ) insp—

weit ein “Denkfehler“ unterlaufen„ale er auf die tatsächlich

erteilten Weisungen und nicht auf die Befugnis zu ihxer Ertei—'

lung abgestellt habe, auf die.ee allein ankomme, so handelt es

‘ ‘__wp_i
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“— 10 —

sich h:Ler nicht um äie Rüge eines
Verfahrensmangeis,_sondern

um
den Vorwurf der unzutreffenden Beurteilung eines für die Versi—

cherungspflicht maßgebenden Tatbes tandsmerkmals. Die Rüge be—
‚_txifft mithin allein das Gebiet der mater1ellrechtlichen Baur—>

teilung des Vertragsverhältnisses zwischen Dr. Buddeberg und der
Beigeladene■ zu 34), nicht aber das Verfahren VO? dem LSGer..

Da die Revisionsklägerih Somit keinen Verfahrenémangel schlüssig
gerügt hat (vgl. 5 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG), war die Revision nicht

statthaft und mußte als unzulässig verworfen werden (5 169 SGG)

'D1e\Kostenentsohe1dung und d1e Festsetzung der Gebühren für die
Berufscätig keit des ProzeßbeVOllmächtigten der Klägerin beruhah

auf gs 193, 196 SGG.
_ '
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